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Rechnen sich E-Autos im Fuhr-
park einer Pflegeeinrichtung 
oder eines ambulanten Diens-
tes? Die gewerbliche Flotte 
bietet sich als Einsatzgebiet 
für Elektrofahrzeuge grund-
sätzlich an, weil in den meis-
ten Fällen gewerbliche Wege 
begrenzt und im Voraus plan-
bar seien, sodass sie auch mit 
einem Elektroauto gut bewäl-
tigt werden könnten. Zu die-
sem Ergebnis kommt das Pro-
jekt „Pfleg!E-mobil“ der 
Universität Bielefeld. Aller-
dings zeigte die Untersuchung 
auch, dass sich die gewerbliche 

Flotte nur dann als ideales Ein-
satzgebiet für e-Autos erweist, 
wenn die Nutzerinnen und 
Nutzer in der Lage und bereit 
seien, die E-Fahrzeuge effizi-
ent zu fahren. 

Grundlage des Projekts 
„P�eg!E-mobil – Elektromobilität 
im Anwendungskontext“ war der 
Einsatz von sieben Elektroautos 
in der ambulanten P�ege�otte 
des Deutschen Roten Kreuzes 
Ostwestfalen-Lippe, DRK OWL. 
Insbesondere die „Empfehlungen 
aus soziologischer Perspektive 
zum Einsatz von Elektroautos in 

gewerblichen Flotten“ geben 
wertvolle Hinweise. Die Studie 
umfasste einen Zeitraum von 
zwei Jahren, die Projektleitung 
hatte Professor Dr. Alfons Bora 
von der Fakultät für Soziologie 
der Universität Bielefeld. 
Das ökonomische und auch das 
ökologische Potenzial von Elek- 
trofahrzeugen gegenüber ver-
gleichbaren Diesel- und Benzin-
modellen komme vor allem dann 
zum Tragen, wenn die Elektroau-
tos für Fahrten mit häu�gen 
Standphasen sowie vielen Starts 
und Stopps eingesetzt würden 
und eine hohe Fahrleistung er-

Wirtschaftsprüfung, Recht und Beratung

Novemberhilfe und Überbrückungshilfe III –  
Verlängerung und Änderung des SodEG

Von Rechtsanwältin Lena Ertlmaier-Eckardt und Rechtsanwältin Christiane Hasenberg 
Die Bundesregierung bringt 
weitere außerordentliche Wirt-
schaftshilfen auf den Weg und 
verlängert und konkretisiert 
das Sozialdienstleister-Ein-
satzgesetz.

Novemberhilfe

Mit der sogenannten November-
hilfe schnürt die Bundesregierung 
ein weiteres Hilfspaket, das den-
jenigen Unternehmen wirtscha�-
liche Entlastung bringen soll,  
die unmittelbar infolge der am  
28. Oktober 2020 beschlossenen 
Maßnahmen zur Eindämmung 
der Pandemie ihren Geschä�sbe-
trieb schließen mussten.
Unmittelbar von den Schließun-
gen erfasste Unternehmen, Selbst-
ständige, Vereine und Einrich- 
tungen können auf Antrag Zu-
schüsse pro Woche der Schließung 
in Höhe von 75 Prozent des durch-
schnittlichen wöchentlichen Um-
satzes des Novembers 2019 erhal-
ten, maximal grundsätzlich eine 
Million Euro, soweit dies im Rah-
men der sogenannten Kleinbeihil-
feregelung der EU zulässig ist, und 
zwar als einmalige Kostenpau-
schale. Oberhalb der Grenze von 
einer Million Euro müsste die 
EU-Kommission zustimmen.
Auf die Novemberhilfe angerech-
net werden allerdings Überbrü-
ckungshilfen und Kurzarbeiter-
geld sowie andere staatliche Hilfen 
im November 2020 mit Ausnahme 
von Liquiditätshilfen wie zum Bei-
spiel rückzahlbare KfW-Kredite. 
Umsätze im November 2020 wer-
den bis zu einer Höhe von 25 Pro-
zent des Vergleichsumsatzes im 

November 2019 nicht angerechnet 
(bei Restaurants gelten Besonder-
heiten bei Außerhaus-Verkauf).
Die Zuschussberechtigung ist ge-
geben, wenn eine Tätigkeit am 
Markt vorliegt und Umsätze er-
wirtscha�et werden. Auch ver-
bundene Unternehmen sind an-
tragsberechtigt. Voraussetzung ist, 
dass mehr als 80 Prozent des ver-
bundweiten Gesamtumsatzes auf 
direkt oder indirekt betro�ene 
Verbundunternehmen entfällt. 
Dem Kreis der Zuschussberech-
tigten gehören ausdrücklich auch 
gemeinnützige und ö�entliche 
Unternehmen an.
Unternehmen, die indirekt von 
den Maßnahmen betro�en sind 
(beispielsweise Zulieferer und Ser-
viceunternehmen), können eben-

falls staatliche Unterstützung er-
halten, wenn sie nachweislich und 
regelmäßig 80 Prozent ihrer Um-
sätze mit direkt von den Schlie-
ßungsmaßnahmen betro�enen 
Unternehmen erwirtscha�en.
Die Antragstellung erfolgt elek- 
tronisch durch Steuerberater/-in-
nen, Wirtscha�sprüfer/-innen, 
vereidigte Buchprüfer/-innen oder 
Rechtsanwält/-innen über die 
Überbrückungshilfe-Plattform 
(www.ueberbrueckungshilfe-un 
ternehmen.de). 
Die Auszahlung soll über die 
Überbrückungshilfe-Plattform 
durch die Länder erfolgen.

Verlängerung 
Überbrückungshilfe III

Die Überbrückungshilfen für 
kleine und mittelständische Un-
ternehmen, Soloselbstständige 
und Freiberu�er, die teilweise 

auch von Unternehmen der Sozi-
albranche, wie zum Beispiel Al-
tenp�ege- und Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe sowie Früh-
förderstellen beansprucht werden 
konnten, sollen nochmals verlän-
gert und die Bedingungen verbes-
sert werden. An den Details wird 
derzeit noch gearbeitet.

Sozialdienstleister-
Einsatzgesetz (SodEG)

Am 5. November beschloss der 
Deutsche Bundestag in der zwei-
ten und dritten Lesung Änderun-
gen und die Verlängerung des 
Sozialdienstleister-Einsatzgesetzes 
(SodEG). 
In einer Pressemitteilung des Bun-
desministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) heißt es, mit den 
stark steigenden Zahlen an Neuin-
fektionen erschienen weitere (lo-
kale) Lockdowns aktuell nicht 
mehr ausgeschlossen, sodass ohne 
das SodEG die soziale Infrastruk-
tur bei einer längeren Schließung 
von Einrichtungen der Sozialen 
Dienstleister erneut in ihrem Be-
stand gefährdet sei.
Nicht nur der Geltungszeitraum 
des SodEG soll bis zum 31. März 
2021 verlängert werden; damit 
einhergehen sollen auch Modi�-
zierungen:
Zukün�ig müssen soziale Dienst-
leister durch Maßnahmen zur Be-
kämpfung übertragbarer Krank-
heiten nach dem fün�en Abschnitt 
des Infektionsschutzgesetzes tat-
sächlich beeinträchtigt sein. Dies 
sei dann der Fall, wenn der soziale 
Dienstleister seine Leistungen 
nicht oder nicht gleichwertig in 

modi�zierter Weise erbringen 
kann, so zum Beispiel online oder 
als Einzelangebot statt in der 
Gruppe. Ob im Einzelfall eine 
gleichwertige Leistungserbrin-
gung gegeben ist, könnte zum 
Kon�iktpotenzial taugen und 
sollte daher zwischen den Akteu-
ren vor Ort abgestimmt werden.
Damit pandemiebedingte Beein-
trächtigungen sich nicht auf die 
Höhe der weiteren SodEG-Zu-
schüsse auswirken, werden zur 
Berechnung des maßgeblichen 
Monatsdurchschnitts nur die Mo-
nate vor der Pandemie berück-
sichtigt. Im Fall eines Folgeantrags 
soll der gleiche Monatsdurch-
schnitt zugrunde gelegt werden 
können. 
Ferner werden die sozialen Dienst-
leister verp�ichtet, den Leistungs-
trägern den Zeitpunkt der Been-
digung der Beeinträchtigung 
unverzüglich mitzuteilen.  
Mit Rücksicht auf mögliche, von 
den Leistungsträgern zu prüfende 
Erstattungen der Zuschüsse wird 
schließlich festgehalten, dass mit 
dem Jahr 2021 ein neuer Zuschuss- 
zeitraum beginnt und daher auch 
neue Anträge zu stellen sind. Es 
emp�ehlt sich mithin vorsorglich, 
alle Zuschüsse für Monate in 2020 
auch noch im Jahr 2020 zu bean-
tragen.

Die Zustimmung des Bundestages 
steht noch aus. ◆

Weitere Informationen:
www.curacon.de
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Rechtsanwältin Lena Ertlmaier- 
Eckardt ist bei der Curacon 
vorwiegend im Bereich Altenhilfe 
tätig und widmet sich umfassend 
sämtlichen rechtlichen Themen 
im Bereich des Pflege- und Heim-
rechts.

Haben insbesondere dann Stärken, wenn die mobilen Pflegekräfte 
nicht unter Zeitdruck stehen, sondern das Fahrzeug effizient steuern 
können: E-Autos. 

Rechtsanwältin Christiane 
Hasenberg ist Fachanwältin für 
Sozialrecht. 
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Mobilität

E-Autos bieten Potenziale für die Pflege 
Begrenzte Wege und im Voraus planbare Strecken sind ideale Voraussetzungen, 

aber hoher Zeitdruck verhindert sparsame Fahrweise
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